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Sehr geehrter Herr Abgeordneter, 

 

seitens der Bundesregierung beantworte ich die Frage wie folgt: 

 

Frage: 

Welchen Ausgleich will die Bundesregierung schaffen, um die Pariser 

Klimaziele zu erreichen, trotz Versiegelung/Vernichtung von insgesamt 

ca. 700.000 Hektar Grün- und Waldfläche durch den nach Berechnungen 

der Fragesteller Neubau von rund 90.000 Windkraftanlagen zusätzlich zu 

denbereits vorhandenen ca. 30.000 Anlagen 

(https://www.youtube.com/watch?v=r9RxN8JuffE Marc Bernhard in der 

AfD-Pressekonferenz etwa ab Minute 11), wenn gem. aktueller 

Gesetzgebung für Erneuerbare Energien rund 2% der Landesfläche für 

Windkraftanlagen bebaut werden müssen und deshalb dieser CO2-

Speicher entfällt?  

 
Antwort: 

Der überwiegende Teil der für den Windenergieausbau vorgesehenen 

Flächen wird land- und forstwirtschaftlich genutzt. Die Realisierung von 

Windparks bringt grundsätzlich keine Flächeninanspruchnahme mit 

großflächiger Versiegelung mit sich. Flächen in Windparks bleiben daher 

neben der Nutzung zur Stromgewinnung multipel nutzbar. 

Das Windenergieflächenbedarfsgesetz gibt den Ländern lediglich 

Mengenziele vor, die Entscheidung über die Auswahl der für die 

Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz, 11019 Berlin 

 

Herrn 

Prof. Dr. Michael Kaufmann 

Mitglied des Deutschen Bundestages 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 
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Windenergie an Land auszuweisenden Flächen bleibt den Ländern und 

Planungsträgern überlassen. Dabei bestehen Spielräume, konkurrierenden 

Nutzungsinteressen Rechnung zu tragen.  

Zum Erhalt und Ausbau der natürlichen Senken sind in § 3a des Bundes-

Klimaschutzgesetzes Zielwerte für die CO2-Bindung im Sektor 

Landnutzung, Landnutzungsänderung, Forstwirtschaft für die Jahre 2030, 

2040 und 2045 vorgegeben. Damit soll eine kontinuierliche Stärkung 

natürlicher Senken sichergestellt werden. Diese Ziele gelten unverändert. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Dr. Patrick Graichen 




